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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Überleitungsgesetzes für die Bundesfernstraßen 

im Saarland 

— Drucksache 1236 — 


A. Bericht des Abgeordneten Scheuren 


I. 

Der Gesetzentwurf, der dem Deutschen Bundestag 
vorliegt, wurde in der Sitzung des Ausschusses für 
Verkehr, Post- und Fernmeldewesen am 21. Ok- 
tober 1959 beraten. Im wesentlichen stimmte der 
Ausschuß dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zu, beschloß aber, der Anregung des Bundesrates zu 
entsprechen. 

Der Gesetzentwurf behandelt die Einführung des 
Rechtes der Bundesfernstraßen im Saarland. Von 
einer Einführung dieses Rechtes schon anläßlich der 
Eingliederung des Saarlandes selbst wurde im Hin- 
blick auf die haushalts- und verfahrensrechtlichen 
Schwierigkeiten abgesehen. Mit dem Saarland hatte 
sich die Bundesregierung vielmehr dahin gehend 
verständigt, daß die Straßen des Fernverkehrs im 
Saarland,bis 1. Januar 1960 Straßen des Saarlandes 
bleiben sollten. Finanzielle Schwierigkeiten sind aus 
dieser Aufschiebung der Überleitung nicht entstan- 
den, weil der Bund das Saarland für die Übergangs- 
zeit mit Zuschüssen zum Straßenbau unterstützt hat. 


11 . 

In § 1 sind die Rechtsvorschriften aufgeführt, die 
am 1. Januar 1960 in Kraft treten werden. Darunter 
befinden sich das Bundesfernstraßengesetz vom 
6. August 1953, die Verordnungen über die Polizei- 
stunde in den Nebenbetrieben der Bundesautobah- 
nen und über Kreuzungsanlagen im Zuge von Bun- 
desfernstraßen, ferner die einschlägigen Vorschrif- 
ten aus dem Gesetz über die vermögensrechtlichen 


Verhältnisse der Bundesautobahnen und sonstigen 
Bundesstraßen des Fernverkehrs. Die unter Nr. 1 
aufgeführten Ausnahmen {§ 24 Abs. 2 bis 4) be- 
treffen Sondertatbestände der Überleitung der frü- 
heren Reichsstraßen und Reichsautobahnen und sind 
für die Überleitung der Landstraßen des Saarlandes 
nicht unmittelbar anwendbar oder durch die Rege- 
lung in § 3 des Entwurfs den Verhältnissen des 
Saarlandes angepaßt. 

Vom Gesetz über die vermögensrechtlichen Ver- 
hältnisse der Bundesautobahnen und sonstigen Bun- 
desstraßen des Fernverkehrs ist es nur erforderlich, 
die beiden angezogenen Absätze 2 der §§ 6 und 7 
für das Saarland aufrechtzuerhalten. Sie beinhalten 
die Übernahme der Einnahmen und Ausgaben 
aus der Straßenbaulast durdi den Bund, die 
Tragung der Verwaltungseinnahmen und -ausgabeh 
durch die Länder und die Möglichkeit der Gewäh- 
rung von Zuschüssen des Bundes für den Ausbau 
von Ortsdurchfahrten für Zubringerstraßen zu den 
Bundesautobahnen und für die Wiederherstellung 
kriegszerstörter Brücken. 

Die übrigen Vorschriften des Gesetzes über die 
vermögensrechtlichen Verhältnisse konnten nicht 
unmittelbar übernommen werden. Sie sind ent- 
sprechend der für die Saarlandüberleitung erforder- 
lichen Abwandlung in den §§ 3 bis 5 enthalten. 

§ 2 stellt im Zusammenhang mit der Anlage zum 
Gesetz fest, welche Straßen des Saarlandes Bundes- 
fernstraßen werden sollen und welche im Bau be- 
findlichen Autobahnen und Straßen künftig als Bun- 
desautobahnen und Bundesstraßen gelten sollen. In 
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Anbetracht der langen Zeit vom Zus^^mmenbruch bis 
zur Eingliederung des Saarlandes war es nicht mehr 
möglich, in der Form des Vermögensüberleitungs- 
gesetzes zu verfahren, d. h. einfach die früheren 
Reichsstraßen des Saarlandes als Bundesstraßen zu 
übernehmen. Die inzwischen eingetretenen Ver- 
änderungen in der Verkehrsbedeutung der einzel- 
nen Straßen haben es erforderlich gemacht, zum Teil 
andere Straßenzüge als Bundesstraßen zu über- 
nehmen. Berücksichtigt man die Straßenzüge in An- 
lage A und B, so ergibt sich unter Einbeziehung der 
Bundesautobahnen von der saarländischen Grenze 
mit Rheinland-Pfalz bis zur französischen Grenze 
bei Saarbrücken ein Fernstraßennetz im Saarland in 
einer Länge von 468 km, also eine Vergrößerung 
des Straßennetzes um rd. 45 km. 

§ 3 entspricht der Regelung des Vermögensüber- 
leitungsgesetzes und begründet den Übergang der 
Straßenbaulast an den in § 2 aufgeführten Auto- 
bahnen und Straßen. Was die Ortsdurchfahrten an- 
langt, so ist als maßgebliche Volkszählung die vom 
14. September 1951 festgelegt worden, da die Volks- 
zählung am 13. September 1950 im Saarland nicht 
stattgefunden hat. 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, daß in Ge- 
meinden, die bei der Volkszählung am 14. Septem- 
ber 1951 mehr als 9000, aber nicht mehr als 20 000 
Einwohner hatten, die Baulast für die Ortsdurch- 
fahrten auf die Gemeinden erst am 1. Januar 1963 
übergehen soll. Der Ausschuß für Verkehr, Post- 
und Fernitieldewesen ist der Überzeugung, daß die- 
sem Anliegen entsprochen werden sollte, weil nach 
der derzeitigen Rechtslage, d, h. nach § 7 des saar- 
ländischen Gesetzes über die Straßen und Wege von 
1949 die Gemeinden bis 20 000 Einwohner die Stra- 
ßenbaulast an den Ortsdurchfahrten nicht zu tragen 
hatten. Man sollte daher, um den Übergang auf den 
Bund den saarländischen Gemeinden leichter zu 
machen, der vom Bundesrat vorgeschlagenen Über- 
gangslösung zustimmen. Die Bundesregierung 'hat 
zwar diesem Vorschlag nicht zugestimmt, es handelt 
sich aber nicht um wesentliche finanzielle Belastun- 
gen des Bundes, die eine derartige zeitlich be- 
schränkte Ausnahmeregelung als bedenklich er- 
scheinen ließen. 


§ 4 bringt die Regelung des Eigentumsübergangs 
bzw. des Übergangs der Vermögenswerte, die mit 
der Straßenbaulast Zusammenhängen, von dem bis- 
herigen Straßenbaulastträger Land auf den Bund. 
Diese Vorschriften entsprechen den gleichen Rege- 
lungen, wie sie früher bei der Übernahme der 
Reichsstraßen und Reichsautobahnen auf den Bund 
vom Gesetzgeber bestimmt worden sind. 

§ 5 stellt für den Übergang der Ausgaben das 
Kassenprinzip für die Rechnungslegung auf, wie dies 
auch § 6 Abs. 3 bis 6 des Gesetzes über die ver- 
mögensrechtlichen Verhältnisse der Bundesauto- 
bahnen und sonstigen Bundesstraßen des Fernver- 
kehrs festgelegt hatte; es findet al§o auch bei der 
Überleitung des Saarlandes auf den Bund nicht eine 
wirtschaftliche Abrechnung der Einnahmen und 
Ausgaben statt, sondern eine rein kassenmäßige. 
Stichtag für den Kassenschnitt ist der 1. Januar 1960. 

ln § 6 mußte eine Überleitungsregelung getroffen 
werden für laufende Planungsverfahren nach dem 
saarländischen Autobahngesetz vom 10. Juli 1956. 
Die für die saarländischen Autobahnen getroffene 
gesetzliche Regelung stimmt mit der des Bundes- 
fernstraßengesetzes nicht völlig überein, so daß die 
laufenden Verfahren in entsprechender Form auf 
die Verfahren nach dem Bundesfernstraßengesetz 
umgestellt werden müssen. Grundsätzlich werden 
anhängige Verfahren zur Feststellung von Plänen 
nach dem bisherigen Recht zu Ende geführt, wenn 
die öffentliche Auflegung des Generalplanteils nach 
saarländischem Recht vor dem 1. Januar 1960 ver- 
fügt worden ist. Die sich aus dem saarländischen 
Recht ergebenden Bausperren bleiben bestehen, er- 
löschen aber spätestens am 31. Dezember 1961. Da- 
mit ist der Verwaltung genügend Spielraum ge- 
geben, auf Grund des Bundesrechts die Baudurch- 
führung sicherzustellen. 

Die §§ 7 bis 9 bringen die üblichen mit dem Ge- 
setz zusammenhängenden Regelungen wie Außer- 
kraftsetzen der nicht mehr anzuwendenden Rechts- 
vorschriften, die Berlin-Klausel und die Bestimmung 
des Inkrafttretens. 


Bonn, den 4. November 1959 


Scheuren 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1236 - — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 21. Oktober 1959 


Der Ausschuß 

für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 


Dr. Bleiß 

Vorsitzender 


Scheuren 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Überleitungsgesetzes für die Bundesfernstraßen im Saarland 

— Drucksache 1236 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr, 

Post- und Fernmeldewesen 
(23. Ausschuß) 

Entwurf Beschlüssedes 23. Ausschusses 


Entwurf eines Überleitungsgesetzes 
für die Bundesfemstfaßen im Saarland 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates folgendes Gesetz besdilossen: 

§ 1 

Am 1, Januar 1960 treten im Saarland in Kraft 

1. das Bundesfernstraßengesetz vom 6. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 903) mit Ausnahme 
des § 24 Abs. 2, 3 und 4 sowie nach Maßgabe 
der sich aus § 3 Abs. 2 dieses Gesetzes er- 
gebenden Änderung? 

2. die Verordnung über die Polizeistunde in den 
Nebenbetrieben der Bundesautobahnen vom 
26. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 632)? 

3. die Verordnung über Kreuzungsanlagen im 
Zuge von Bundesfernstraßen vom 26. Juni 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 659)? 

4. § 6 Abs. 2 und § 7 Abs. 2 des Gesetzes über 
die vermögensreditlidien Verhältnisse der 
Bundesautobahnen und sonstigen Bundesstra- 
ßen des Fernverkehrs vom 2. März 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 157). 


§ 2 

(1) Die in der Anlage unter A. auf geführten 
saarländisdien Staatsstraßen und die vor dem 1. Ja- 
nuar 1960 dem Verkehr freigegebenen Absdmitte 
der in der Anlage unter B. auf geführten Autobahnen 
und Straßen sind mit Wirkung vom 1. Januar 1960 
in dem sidi aus § 1 Abs. 4 des Bundesfernstraßen- 
gesetzes ergebenden Umfang Bundesfernstraßen. 
Die Einteilung in Bundesautobahnen und Bundes- 
straßen ergibt sich aus der Anlage. 

(2) Die am 1. Januar 1960 dem Verkehr nodi 
nicht freigegebenen Abschnitte der in der Anlage 


Entwurf eines Überleitungsgesetzes 
für die Bundesfernstraßen im Saarland 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates folgendes Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Am 1. Januar 1960 treten im Saarland in Kraft 

1. das Bundesfernstraßengesetz vom 6. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 903) mit Ausnahme 
des § 24 Abs. 2, 3 und 4 sowie nach Maßgabe 
der sich aus § 3 Abs. 2 und 3 dieses Gesetzes 
ergebenden Änderungen? 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


§ 2 

unverändert 
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unter B. auf geführten Autobahnen und Straßen gel- 
ten von diesem Zeitpunkt an als geplante Bundes- 
fernstraßen. 


§ 3 

(1) Mit Wirkung vom 1. Januar 1960 geht die 
Straßenbaulast für die in der Anlage aufgeführten 
Autobahnen und Straßen auf den Bund über, soweit 
nicht die Baulast anderen nach gesetzlichen Vor- 
schriften oder öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen 
obliegt. Bürgerlich-rechtliche Verpflichtungen Dritter 
bleiben unberührt. 

(2) In § 5 Abs. 2 des Bundesfernstraßengesetzes 
tritt im Saarland an die Stelle der Volkszählung 
vom 13. September 1950 die Volkszählung vom 
,14. November 1951. 


§ 4 

(1) Soweit der Bund nach § 3 Träger der Straßen- 
baulast wird, gehen gleichzeitig auch das Eigentum 
der bisherigen Träger der Straßenbaulast an diesen 
Straßen, an den zu ihnen gehörigen Anlagen (§ 1 
Abs. 4 des Bundesfernstraßengesetzes) 'und an den 
ausschließlich zur Unterhaltung dieser Straßen ver- 
wendeten Fahrzeugen und Geräten sowie alle 
Rechte und Pflichten, die mit diesen Straßen im 
Zusammenhang stehen, ohne Entschädigung auf den 
Bund über. 

(2) Mit Wirkung vom 1. Januar 1960 ist der Bund 
Inhaber aller in Absatz 1 noch nicht erfaßten Ver- 
mögensrechte, die dem Unternehmen „Reichsauto- 
bahnen" im Saarland gehörten oder die ausschließ- 
lich für Zwecke der Reichsautobahnen begründet 
oder bestimmt worden sind. 

(3) Mit Wirkung vom 1. Januar 1960 gehen das 
Eigentum des Deutschen Reichs an den in der An- 
lage nicht enthaltenen früheren Reichsstraßen im 
Saarland, an den zu ihnen gehörigen Anlagen und 
an den ausschließlich für ihre Unterhaltung ver- 
wendeten Fahrzeugen und Geräten sowie alle 
Rechte und Pflichten des Deutschen Reichs, die mit 
diesen Straßen im Zusammenhang stehen, auf den 
nach saarländischem Recht zuständigen Träger der 
Straßenbaulast über. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Rechte, 
die durch Gesetz für unübertragbar oder auf Grund 
besonderer Vereinbarung für übertragbar erklärt 
worden sind. Dingliche Rechte an Grundstücken und 
sonstigen Sachen und Rechten, die unter die Ab- 
sätze 1 bis 3 fallen, bleiben bestehen. 

(5) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 und 4 des Bun- 
desfernstraßengesetzes sind anzuwenden. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


§ 3 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) In Gemeinden, die bei der Volkszählung am 
14. November 1951 mehr als 9000, aber nicht mehr 
als 20 000 Einwohner hatten, tritt die Regelung nach 
§ 5 Abs. 2 des Bundesfemstraßengesetzes erst am 
1. Januar 1963 in Kraft. 

§ 4 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


§ 5 

Für die Überleitung der Einnahmen und Ausgaben 
vom Saarland auf den Bund gelten die Bestimmun- 
gen in § 6 Abs. 3 bis 6 des Gesetzes über die ver- 
mögensrechtlichen Verhältnisse der Bundesauto- 
bahnen und sonstigen Bundesstraßen des Fernver- 
kehrs, wobei an die Stelle des 31. März 1950 der 
31. Dezember 1959, an die Stelle des 1. April 1950 
der 1. Januar 1960 und an die Stelle des Monats 
April 1950 der Monat Januar 1960 tritt. 

§ 6 

(1) Planungen nach § 2 des Gesetzes Nr. 534 über 
die saarländischen Autobahnen vom 10. Juli 1956 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1021) stehen Planun- 
gen nach § 16 des Bundesfernstraßengesetzes, Pla- 
nungen nach dem Gesetz Nr. 50 über Planimg und 
Städtebau im Saarland vom 30. Juli 1948 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1198) für die in der Anlage auf- 
geführten Autobahnen und Straßen stehen Planfest- 
stellungen nach §§ 17 und 18 des Bundesfernstra- 
ßengesetzes gleich. Anhängige Verfahren zur Fest- 
stellung von Plänen können nach dem bisher gel- 
tenden Recht zu Ende geführt werden, wenn die 
öffentliche Auslegung des Generalplanteils nach § 1 1 
des Gesetzes Nr. 50 vor dem 1. Januar 1960 ver- 
fügt worden ist. 

(2) Bausperren nach § 16 des Gesetzes Nr. 534 
bleiben bestehen, bis der Besitz der von der Bau- 
sperre erfaßten Grundstücke auf Grund einer vor- 
läufigen Besitzeinweisung nach § 19 Abs. 3 des 
Bundesfernstraßengesetzes oder einer privatrecht- 
lichen Verfügung des Eigentümers auf die Straßen- 
baubehörde übergegangen ist. Die Bausperren er- 
löschen spätestens mit Ablauf des 31. Dezember 1961. 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 


§ 7 

Mit Ablauf des 31. Dezember 1959 treten außer 
Kraft: 

1. das Gesetz Nr. 534 über die saarländischen 
Autobahnen vom 10. Juli 1956 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1021); 

2. die Verordnung über Kreuzungsanlagen im 
Zuge von Autobahnen vom 4. März 1959 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 721); 

3. das Gesetz Nr. 86 über die Straßen und Wege 
vom 2. Mai 1949 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 453), soweit es nach § 5 des Gesetzes über 
die Eingliederung des Saarlandes vom 23. De- 
zember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1011) Bun- 
desrecht geworden ist. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 7 

unverändert 


§ 8 

unverändert 


§ 9 


§ 9 


Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1960 in Kraft. 


unverändert 
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